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Marie-Luise Hecker 

Die drei englisch-holländischen Seekriege 

Auf den ersten Blick scheinen die drei englisch-holländischen 

Seekriege des 17. Jahrhunderts den Traditionen englischer 

Außenpolitik diametral zu widersprechen, die darauf ausgerich-

tet w a r e n , die Beherrschung der der Insel gegenüberliegenden 

Küste des Kontinents durch die stärkste europäische Macht 

möglichst zu vereiteln und statt dessen die Eigenständigkeit 

der sich dort bildenden föderativen Republik zu stärken. Die-

sem Leitsatz war im Jahrhundert zuvor die Elisabethanische 

Außenpolitik verpflichtet gewesen, die die protestantischen 

Rebellen in den Niederlanden gegen Philipp II', und dessen He-

gemonialanspruch unterstützt h a t t e , und auch nach der Glorious 

Revolution 1688 war die Politik der Krone geleitet von der Ab-

sicht, die Festsetzung Ludwigs X I V . an der Scheide- und Rhein-

mündung zu verhindern, durch die das absolutistische Frank-

reich zu einer strategischen Bedrohung für den Inselstaat ge-

worden w ä r e . Die hier zu untersuchenden drei Kriege
1
 galten 

dagegen der Schwächung der Generalstaaten, deren staatliche 

Unabhängigkeit gerade zuvor im Westfälischen Frieden anerkannt 

worden war; im letzten dieser Kriege verbündete sich der eng-

lische Monarch sogar mit der neuen Hegemonialmacht Frankreich, 

um gemeinsam die holländische Republik zu bezwingen. Erst der 

Fehlschlag dieses Versuchs und die sich daran anschließenden 

innenpolitischen Vorgänge in England selbst brachten das Land 

dann wieder auf einen proholländischen Kurs zurück. 

Diese Situation provoziert die Frage nach den Gründen für 

diese drei K r i e g e , die ja allesamt von England ausgelöst wor-

den sind b z w . in denen England der treibende Faktor w a r . Hatte 

sich die Einschätzung der außenpolitischen/strategischen Lage 

des Inselstaates um die Mitte des 17. Jahrhunderts so gewan-

delt, daß nun die Schwächung der Generalstaaten zum Gebot der 

Stunde werden konnte? War eher die veränderte innenpolitische 

Situation, nämlich Bürgerkrieg und Interregnum, oder auch die 

labile Machtbalance zwischen Krone und Parlament nach der Re-
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Stauration verantwortlich für die Entscheidung, nun durch 

die Ausschaltung des holländischen Handelsrivalen die ökono-

mische b z w . maritime Zukunft des Landes fördern zu wollen? Wer 

waren die K r ä f t e , die hinter dieser Entscheidung standen, 

und wie konnten sie politisch wirksam werden? Gab es Gegen-

kräfte gegen diesen Kurs? 

Wieweit waren diese Kriege Ausdruck einer sich kritisch zu-

spitzenden ökonomischen Situation Englands im 17. Jahrhun-

dert, insbesondere im außenwirtschaftlichen Bereich? Läßt 

sich ein Wandel innerhalb der Warenstruktur und der Absatz-

richtung b z w . der Provenienz der englischen Exporte oder der 

Importe konstatieren, der diesen aggressiv antiholländischen 

Kurs (mit-)veranlaßt hätte? Wieweit wurde dies von der poli-

tischen Führung zum Anlaß genommen, nun ihrerseits die Mög-

lichkeiten des Staates einzusetzen, um diese ökonomische Kri-

sensituation zu überwinden und zugleich die Position engli-

scher Kaufleute und englischer Handelsschiffe zu stärken - zu-

mal letzteres die materielle Ausstattung der Krone (bzw. des 

Interregnums der obersten Regierungsorgane) und damit Macht 

und Einfluß der politischen Zentrale in London zu fördern ver-

sprach? Sollten in diesem Sinne die englisch-holländischen 

Seekriege eher dem "merchant profit" dienen oder waren sie 
2 

stärker der Steigerung der "state power" verpflichtet? Wie-

weit kann in diesem Zusammenhang von einem solchen Gegensatz 

"prpfit versus power
l | J

 gesprochen werden? Was sagt dies über 

das englische Wirtschaftssystem des 17. Jahrunderts aus? Be-

deutete das Ende dieser Kriege eine neue Etappe auf dem Weg 

Englands zur weltumspannenden Kolonial- und Handelsmacht? 

Welchen Stellenwert haben so die drei Seekriege gegen die 

Niederlande? Diese und weitere Fragen sollen im Vordergrund der 

folgenden Überlegungen s t e h e n . 
21 

Das englische Verhältnis gegenüber den Generalstaaten war im 

17. Jahrhundert von zwei einander widersprechenden Einstel-

lungen geprägt, nämlich zum einen durch die Betonung der ge-

meinsamen religiösen und politischen Bande zwischen beiden 

Staaten und zun anderen durch ein aggressives Konkurrenzver-

hältnis insbesondere im ökonomischen und maritimen B e r e i c h . 
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Diese Ambivalenz und die Unsicherheit in der Frage, wie denn 

aus Londoner Sicht dieses neue Staatswesen jenseits des Ärmel-

kanals zu beurteilen s e i , waren der Hintergrund für die rasch 

wechselnden und hierbei gleichsam vom einen ins andere Extrem 

fallenden Einschätzungen hinsichtlich der Niederlande. 

Traditionell waren die Beziehungen zwischen dem Inselstaat 

und den sich aus dem spanischen Herrschaftsverband lösenden 

nördlichen sieben holländischen Provinzen eng und freundschaft-

lich; sie waren"* gesprägt von dem Bewußtsein der politischen 

Unterstützung Londons für diesen Ablösungsprozeß und vom ge-

meinsamen religiösen Band, das in der Bekämpfung des "Papismus" 

und seines Hauptträgers, der europäischen Hegemonialmacht Spa-

nien, auch ein gemeinschaftliches (außen-)politisches Ziel be-

s a ß . Gerade in der historischen Konstellation des 17. Jahrhun-

derts, in der die siegreiche Gegenreformation augenscheinlich 

den Protestantismus in die (rückständigen) Randgebiete Europas 

im Norden und Westen des Kontinents abzudrängen suchte, mußte 

die Wünschbarkeit, ja, Notwendigkeit einer "protestantischen" 

Gegenallianz zur Abwehr dieser Gefahr zu einem engen Einverneh-

men zwischen England und den Generalstaaten führen. Nicht so 

sehr die Einsicht in den strategischen Wert der jungen Repu-

blik an der Mündung von Scheide und Maas für die Verteidigung 

der britischen Inseln, sondern vor allem die Wahrung der Werte 

und Errungenschaften der eigenen Reformation bildete die Grund-

lage dieser proholländischen Haltung. 

Auf der anderen Seite gewannen in breiten Kreisen der 

politischen Öffentlichkeit in England im Laufe der ersten 

Hälfte des 17. Jahrhunderts aber auch dezidiert antiholländi-

sche Töne^ immer größeres Gewicht; sie basierten auf einem 

neidvollen Blick auf den spektakulären wirtschaftlichen Auf-

stieg der Generalstaaten zur führendenHandelsnation Europas, die 

dank ihrer großen Flotte den kontinentalen Warenaustausch be-

herrschte und sich zudem anschickte, durch Stützpunkte und 

Niederlassungen in Ostindien, Südostasien und Südafrika, in 

Südamerika, Westindien und auf dem nordamerikanischen Konti-

nent den Grundstein für ein bedeutendes koloniales Imperium 

zu legen. Dies verschränkte sich mit merkantilistischem Ideen-
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gut, das in diesen Jahren eine große Verbreitung fand und das 

ebenfalls auf die vermeintlich so nachteilige Konkurrenz hol-

ländischer Kaufleute abhob. Gerade Thomas Muns berühmte 

Schrift "England's Treasury by Fforraign Trade", aber auch an-

dere entsprechende Traktate und Petitionen aus diesen Jahren' 

wiesen nicht nur auf die Bedeutung des Außenhandels und einer 

aktiven Handelsbilanz für den Staat generell, die Staatsfi-

nanzen sowie eine stabile Währung hin, sondern sahen im hol-

ländischen Zwischenhandel das größte Hindernis für eine Aus-

weitung des englischen Exports und eine entsprechende Erhöhung 

der Frachtkapazität englischer Schiffe. Gerade die bedeutende 

Stellung niederländischer Kaufleute bei der Ausfuhr und dem 

Verkauf englischer Exportprodukte auf dem Kontinent, insbe-

sondere englischer Tuche, aber auch beim Fischfang vor den 

englischen Küsten oder im Handel mit Kolonialprodukten schürte 

eine aggressiv antiholländische Stimmung, die sich in schrillen 

Tönen mit dem übermächtigen Konkurrenten auseinandersetzte und 

es als ein Gebot der nationalen Ehre ansah, diese Situation 

zugunsten der eigenen Kaufleute zu korrigieren. 

Schließlich trugen audi Veränderungen und Verlagerungen im 
Q 

englischen Außenhandel dazu bei, daß nun die Zurückdrängung 

der niederländischen Konkurrenz so lautstark und kompromißlos 

gefordert w u r d e . Vor allem der für die heimische Wirtschaft 

so zentrale Tuchexport ging in der ersten Hälfte des 17. Jahr-

hunderts drastisch zurück, so daß innerhalb der englischen 

Kaufmannschaft Überlegungen aufkamen, selbst die Profite ein-

zustreichen, die holländische Händler aus der Weiterverarbei-

tung und dem Verkauf dieser Produkte auf dem Kontinent er-

zielen konnten. Dies war der Hintergrund des s o g . Cockayne-

o 

Projekts , das dann jedoch kläglich fehlschlug, da englische 

Kaufleute nicht in so kurzer Zeit die Fertigkeiten erlangen 

und die Geschäftsverbindungen aufbauen konnten, die notwendig 

gewesen w ä r e n , um die holländische Konkurrenz zu verdrängen 

und in ihre Fußstapfen zu treten. So sahen sich die engli-

schen Tuchhändler schließlich genötigt, die bisherige Form 

des Absatzes ihrer Produkte Über die Niederlande beizubehal-

ten und in der Kooperation m i t , nicht aber in Konkurrenz zu 
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den holländischen Zwischenhandel die eigenen Exportchancen 

wahrzunehmen. 

Auf der anderen Seite wuchs aber gerade in der ersten Hälfte 

des 17. Jahrhunderts die Zahl und das wirtschaftliche Gewicht 

derjenigen
10
, die in anderen Bereichen - dem Ostindien- und 

dem Levantehandel sowie dem Handel mit den eigenen oder auch 

den spanischen und portugiesischen Kolonien und der Neuen 

Welt - tätig waren und die generell stärker auf die Ausschal-

tung der holländischen Konkurrenten drängten als die nach wie 

vor eher auf Kooperation setzenden Tuchhändler. Ihre Erfah-

rungen "vor Ort" auf den Gewürzinseln, in der Karibik oder 

auch auf dem nordamerikanischen Kontinent schienen einen 

skrupellosen Verdrängungswettbewerb der Niederländer zu be-

weisen, die die englischen Ansprüche und Lizenzen mit dem 

Hecht des Stärkeren übergingen und Proteste kaum zur Kennt-

nis nahmen. Die Festsetzung, Mißhandlung und schließliche 

Tötung von englischen Kaufleuten in Amboina und auf den 

Molukken
1 1
, die in England selbst nach ihrem Bekanntwerden 

eine empörte Reaktion der Öffentlichkeit auslösten, im Fe-

bruar 1623 beispielsweise, oder auch ähnliche Vorfälle in 

Niederländisch-Indien, an der westafrikanischen Küste und in 

der Neuen Welt leisteten der Einschätzung Vorschub, von der 

holländischen Konkurrenz mit allen Mitteln beiseitegedrängt 

zu werden. Die Machtlosigkeit der Krone gegenüber der For-

derung, die friedlichen Handelsgeschäfte der eigenen Unter-

tanen vor derartigen Praktiken zu schützen und die Schuldigen 

zur Rechenschaft zu ziehen, verstärkte diese latent antihol-

ländische Stimmung noch. 

Die hier angesprochenen Veränderungen innerhalb der 

"merchant community" und der Terraingewinn der "neuen" Grup-

pen in der englischen Geschäftswelt selbst bedürfen zwar noch 

in manchem weiterer Detailforschung; unstrittig scheint je-

d o c h , daß derartige Gewichtsverlagerungen stattfanden und daß 

sie insgesamt einen auf die Ausschaltung der niederländischen 

Konkurrenten in Übersee gerichteten Nebeneffekt h a t t e n . Dies 

sollte sich auch im politischen Bereich niederschlagen. Zwar 

sind auch hier noch manche Fragen o f f e n , doch ist wohl davon 
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auszugehen, daß im Vorfeld des Bürgerkriegs und dann insbeson-

dere in den l64oer Jahren Gewicht und Einflußmöglichkeiten 
12 

dieser "neuen" Kaufleute zunahmen. Dies bezieht sich zum 

einen auf die Zusammensetzung des Londoner Stadtrates 

und anderer politischer Organe der Hauptstadt, wo insbeson-

dere die "new merchants" aus dem Bereich der Kolonialkaufleute 

wichtige Positionen besetzen konnten. Zum anderen gewannen 

s i e auch im Unterhaus in diesem Zeitraum an Zahl und Bedeu-
13 

tung; insbesondere im Rumpfparlament
 J

 stellten sie eine wich-

tige und lautstarke Gruppe von Abgeordneten, deren Einfluß 

auf die Außenwirtschaftspolitik des Commonwealth allgemein 

als groß eingeschätzt wird und die auch enge Kontakte zum 

Staatsrat selbst sowie zu anderen politischen Gremien - vor 

allem dem im August 165O errichteten Council of Trade - unter-

h i e l t . 

Hierbei begünstigten die innenpolitischen Veränderungen 

in England im Gefolge von Bürgerkrieg und Republik diese Ge-

wichtsverlagerungen innerhalb der Kaufmannschaft. Wie neuere 
14 

Forschungen gezeigt haben , gelang es insbesondere den am 

Handel mit den Westindischen Inseln und dem nordamerikanischen 

Kontinent interessierten "new merchants", während des Common-

wealth in wichtige politische Positionen aufzusteigen, wobei 

sich auszahlte, daß sie in den Jahren zuvor (im Gegensatz zu 

anderen Teilen der Kaufmannschaft) in der Mehrzahl auf Seiten 

des Parlaments gestanden h a t t e n . Durch ihre bedeutende Posi-

tion im Rumpfparlament selbst, über ihre Funktionen im Bereich 

der Londoner City, durch Petitionen an Parlament und Handels-

rat und durch Stellungnahmen zu dort erörterten handelspoliti-

schen Fragen sowie nicht zuletzt wohl auch über persönliche 

Kontakte konnten sie die englische Außenwirtschaftspolitik 

dieser Jahremaßgeblich beeinflussen. Diese zeichnete sich in 

der Tat durch eine dezidiert antiholländische Tendenz a u s , 

indem die Ausschaltung des überlegenen Rivalen und die aktive 

Förderung der eigenen Handelsinteressen in Europa und Übersee 

zum wichtigen Anliegen staatlichen Handelns w u r d e n . 

Dem Ausbruch des ersten Krieges gegen die Generalstaaten 1652 
15 

voraus ging jedoch ein Ereignis , das so gar nicht in das 
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Bild eines zunehmenden Antagonismus zu passen scheint, näm-

lich das Projekt einer politischen Union zwischen beiden Re-

publiken. Im Frühjahr 1651 reisten der Lord Chief Justice, 

Oliver S t . John, und der Diplomat Walter Strickland nach Den 

Haag, um den Generalstaaten den Vorschlag einer engeren Ver-

bindung beider Staaten in Form einer Konföderation zu unter-

breiten. Der Zeitpunkt schien günstig gewählt: die Siege Crom-

wells bei Dunbar 165O und Worcester 1651 über Karl I I . und die 

ihm verbundenen royalistischen Truppen und der plötzliche Tod 

165O des holländischen Statthalters, Wilhelms I I . von Oranien, 

der als Schwiegersohn des 1649 hingerichteten englischen Mo-

narchen die Sache der Royalisten nach Kräften gefördert hatte, 

schienen fürs erste die akute Bedrohung der englischen Repu-

blik abgewendet zu haben, ohne aber die äußere Sicherheit 

der "Königsmörder" auf längere Sicht garantieren zu k ö n n e n . 

Hier schien eine Union mit den Niederlanden, in denen nun 

die republikanisch-großbürgerlichen Kreise um die Regenten 

mit dem Ratspensionär an der Spitze politisch tonangebend 

wurden, eine Gelegenheit zu eröffnen, der Gefahr der Restau-

ration der Stuarts durch direkte oder indirekte Unterstützung 

anderer europäischer Staaten die Basis zu entziehen. Gerade 

die Tatsache, daß der von S t . John und Strickland vorgeschla-

gene Unionsvertrag die Hilfe des jeweils anderen bei der Si-

cherung der gegenwärtigen Staatsform und der Verfolgung der 

Anhänger der Oranier b z w . der Stuarts vorsah, zeigt deutlich, 

wie hoch das Sicherheitsmoment bei diesem Projekt zu bewer-

ten ist. 

Die ablehnende Antwort der Generalstaaten auf diese Vor-

schläge und deren Ausweichen auf das Angebot (allein) wirt-

schaftlicher Kooperation provozierte dann in England selbst 

eine dezidiert anti-holländische Stimmung. Hierbei kamen die 

schrillsten Töne gerade aus dem Kreis d e r j e n i g e n
1
^ , die bisher 

im Sinne religiöser Bande oder republikanischer Verbunden-

heit für eine enge Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten vo-

tiert h a t t e n . Nun wurden die Generalstaaten mit dem Vorwurf 

überschüttet, durch ihre Ablehnung des Unionsprojekts die ge-

meinsamen Glaubensüberzeugungen verraten, die ihnen in der 
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Vergangenheit in ihrem Unabhängigkeitskampf von englischer 

Seite zuteilgewordene Hilfe schnöde geleugnet und kommer-

ziellem Erwerbsdenken Vorrang vor politischer Solidarität 

eingeräumt zu haben, ein Vorwurf, der insbesondere die nun 

dort tonangebenden großbürgerlichen Kreise und deren allzu 

diesseitige Ausrichtung auf wirtschaftlichen Erfolg treffen 

sollte. Auch die Empörung über den unfreundlichen Empfang 
17 

für S t . John und Strickland , dem seitens der Regenten nicht 

energisch genug entgegengetreten sei, mischte sich in diese 

Stimmung. 

Diese Enttäuschung über die Glaubensbrüder in den Niederlan-

den verband sich dann sehr schnell mit den Intentionen derje-

nigen, die nicht in der politischen Verbindung oder doch 

Kooperation mit den Generalstaaten, sondern in der wirtschaft-

lichen Ausschaltung des mächtigen Handelskonkurrenten die Zu-

kunft des Commonwealth noch am ehesten gewahrt sahen, zumal 

die letzten Jahre von einer akuten wirtschaftlichen Krisensi-

tuation mit schlechten Ernten und einem starken Rückgang des 

Außenhandels geprägt gewesen waren. Gerade die Verschmelzung 

dieser beiden Argumentationsstränge ließ die Stimmung in Eng-

land zu ungunsten des soeben noch umworbenen Unionspartners 

umschlagen und die aggressiv antiholländischen Tendenzen 

übermächtig werden. In diesem innenpolitischen Klima konnten 

dann auch Impulse zu einer diskriminierenden Handelsgesetz-

gebung gegenüber den Generalstaaten schnell alle parlamenta-

rischen Gremien durchlaufen. Wenn auch Einzelheiten hinsicht-
18 

lieh der Genesis der Navigationsakte noch immer umstritten 

sind - daß die ihr zugrundeliegenden Prinzipien im Council of 

Trade und im Staatsrat auf positive Resonanz stießen und sie 

dann auch, nicht zuletzt dank der aktiven Unterstützung der 

dortigen Vertreter der "New merchants", vom Rumpfparlament 

unverzüglich verabschiedet wurde, zeugt von einem breiten Kon-

sens für die ihr zugrundeliegenden Prinzipien. 

Die in der Navigationsakte vom Oktober 1651 festgelegten Han-

delsregulierungen - die Einfuhr europäischer oder überseeischer 

Produkte durfte nur auf englischen Schiffen oder auf Schiffen 

des Ursprungslands erfolgen, Analoges galt für die Ausfuhr, 
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und auch der Handelsverkehr mit den englischen Kolonien mußte 

fortan allein mit englischen Schiffen und mit England als 

Zwischendepot abgewickelt werden - waren ein schwerer Schlag 

gegen die bisherige Stellung der Generalstaaten als Zwischen-

händler und als Flottenmacht und würden fortan dem Inselstaat 

selbst die einträgliche Rolle des Im- und Exporteurs sowie des 

europäischen Stapelplatzes für Waren aus den oder in die eigenen 

Kolonien zuweisen. Ohne Zweifel standen Staatsrat und Rumpfpar-
1 Q 

lament hierbei
 7

 in der Tradition der Förderung der eigenen Ex-

portwirtschaft und Schiffahrt, wie sie seit den Tagen Elisa-

beths I. üblich war; ohne Frage hat bei der Verabschiedung 

der Navigationsakte auch die Absicht mitgespielt, die mit der 

Sache der Royalisten sympathisierenden Kolonien fest an das 

Commonwealth zu binden - dennoch muß wohl in der Situation des 

Sommers 1651 der antiholländische Akzent dieses Gesetzvorhabens 

als ausschlaggebend angesehen werden. 

Die Generalstaaten nahmen diese Herausforderung dann 

auch umgehend an und entsandten eine Mission nach London, um 

eine Rücknahme oder doch Modifikation dieses Gesetzes zu er-

reichen. Die Weigerung der Gegenseite, hierauf einzugehen, 

verhärtete die Situation
20
 noch zusätzlich, zumal auch andere 

Zwischenfälle die Atmosphäre vergifteten - so etwa die Durch-

suchung holländischer Schiffe nach Waren, die nach Auffassung 

englischer Prisengerichte Konterbande für (das sich mit Eng-

land in einem unerklärten Handelskrieg befindliche) Frankreich 

darstellten. Auch verschärfte sich in Parlament und Öffentlich-

keit die antiholländische Stimmung mit ihrem Ruf nach Ahndung 

der Tötung englischer Kaufleute bei Amboina drei Jahrzehnte zu-

vor sowie nach Honorierung der englischen Flagge durch nieder-

ländische Schiffe bei ihrer Fahrt durch den Ärmelkanal. Ohne 

daß eine der beiden Regierungen konsequent auf eine militäri-

sche Konfrontation hingesteuert hätte, konnte sich so aus er-

sten Scharmützeln ein Krieg entwickeln, bei dem jede Seite mit 

wechselndem Erfolg versuchte, der jeweils anderen eine ent-

scheidende Niederlage beizubringen. Hierbei kam dem Inselstaat 

zugute, daß er in den vergangenen Jahren eine machtvolle Flotte 

geschaffen hatte und so - im Unterschied etwa zu den l62oer 
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und 1 6 3 0 e r Jahren - nun in der Lage w a r , seinen politischen 

Forderungen an die Gegenseite auch militärisch Nachdruck zu 

verleihen. 
21 

Die Einzelheiten dieses Krieges können hier nicht nachge-

zeichnet w e r d e n . Trotz leichter Vorteile für die Engländer 

zog sich der Krieg schließlich über zwei Sommerkampagnen hin, 

bevor dann wiederum beide Teile die Möglichkeiten zur Been-

digung des Konflikts suchten. Hierzu trugen im wesentlichen 

zwei Faktoren b e i . Zunächst einmal litten beide Kontrahenten 

in zunehmendem Maße unter den ökonomischen Begleiterschei-

nungen des Krieges, insbesondere dem Rückgang des Handels mit 

Drittländern, so daß in dieser Perspektive ein baldiger Kom-

promißfriede erstrebenswerter erschien als eine volle Durch-

setzung der eigenen Ziele. Darüber hinaus hatten sich in bei-

den Ländern im Laufe des Krieges weitreichende innenpolitische 

Veränderungen ergeben, die ebenfalls die Suche nach einer bal-

digen Beendigung des Krieges begünstigten. In den General-

22 
Staaten hatte angesichts des ungünstigen Kriegsverlaufs die 

Anhängerschaft der Oranier mit ihrer Forderung nach einem 

Wiederaufleben der Statthalterschaft deutlich an Boden gewon-

nen, so daß die Regenten mit dem Ratspensionär Jan de Witt an 

der Spitze in Sorge um die innenpolitische Kräftebalance nun 

noch vor Beginn der Sommerkampagne 1654 den Weg zu einer Been-

digung des Krieges zu suchen trachteten. 

Wichtiger noch im vorliegenden Zusammenhang waren aber 

die entsprechenden Vorgänge in England s e l b s t . Dort waren 

durch Cromwells Staatsstreich vom April 1653 das Rumpfparla-

ment aufgelöst und auch die Zusammensetzung des Staatsrats 

deutlich verändert worden, so daß nun die beiden wichtigsten 

institutionellen Träger des Krieges gegen die Generalstaaten 

ausgeschaltet w a r e n . Das daraufhin von Cromwell berufene 
21 

"Barebone's Parliament" tendierte demgegenüber stärker zur 

Betonung der konfessionellen Gemeinsamkeiten der beiden pro-

testantischen Mächte im Sinne des alten Unionsprojekts, stell-

te aber (zumindest auf Seiten der Radikalen) derart unannehmbare 

Forderungen an die Gegenseite, nämlich eine hohe Kriegsent-

schädigung, die Übergabe einiger Festungsstädte an England 
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und die Anerkennung der holländischen Kriegsschuld, daß die 

aus Den Haag angereisten Unterhändler von Cromwell nur mit 

Mühe von einem Abbruch der Kontakte und einer Rückkehr abge-

halten werden konnten. Erst mit der Selbstauflösung dieses 

Parlaments im Dezember 1653 und der Berufung des bisherigen 

Lord General zum Lord Protector wurde dann der Weg zur B e e n -

digung des Krieges frei. 
24 

Insgesamt ist Cromwell häufig eine Präferenz für eine 

politische Union mit den Generalstaaten im Sinne einer "pro-

testantischen" Liga gegen die katholischen Mächte unterstellt 

worden, und in der Tat weisen manche seiner Äußerungen und 

Vorschläge gegenüber den holländischen Unterhändlern im Sommer 

1653 auf derartige Absichten h i n . Dennoch ist darauf zu ver-

weisen, daß seine außenpolitischen Ziele (vor und nach seiner 

Ernennung zum Lord Protector) nicht offensiv im Sinne eines 

Kreuzzugs gegen den "papistischen" Feind, sondern defensiv im 

Sinne der Sicherung des Inselstaates vor einer ausländischen 

Invasion waren und daß auch seine Politik gegenüber den Ge-

neralstaaten - trotz mancher "protestantischen" Rhetorik - von 

diesem Vorsatz bestimmt w a r . Dies sollte sich dann auch nach 

der Ausschaltung des "Barebone's Parliament" zeigen. Die Ein-
25 

sieht , daß die Fortsetzung des Krieges zur Erzwingung eines 

harten Friedens seinem Ziel einer innenpolitischen Befriedi-

gung des eigenen Landes entgegenstehen, die Ressourcen des 

Inselstaates überstrapazieren und in den Niederlanden selbst 

die Möglichkeit innenpolitischer Veränderungen heraufbeschwö-

ren w ü r d e , die letztlich den Stuarts und ihren Thronansprüchen 

in die Hände arbeiteten,ließ Cromwell nach einem raschen Ende 

dieses Krieges s u c h e n . 

2 6 

Der Friede von Westminster 1654 kam insgesamt eher den Ge-

neralstaaten entgegen, die in diesem Krieg die größeren mili-

tärischen Verluste erlitten h a t t e n . Dennoch forderte die eng-

lische Seite nur eine relativ geringe Kriegsentschädigung für 

die eigenen Schäden, die Anerkennung der englischen Souveräni-

tät in den Küstengewässern und im Ärmelkanal (eine Frage, die 

ja den unmittelbaren Anlaß zum Krieg gegeben hatte), die An-

erkennung der Navigationsakte durch Den Haag sowie (im über-
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seeischen Bereich) die Abtretung der Gewürzinsel Pula Run im 

malayischen Archipel - offenbar eine Reverenz gegenüber den 

Kolonialinteressen im eigenen L a n d , obwohl der Lord Protector 

anschließend die ausbleibende Erfüllung dieser Vertragsklau-

sel seitens Den Haags tatenlos verstreichen ließ. Das eigent-

liche Ziel seiner Politik gegenüber den Niederlanden erreich-

te Cromwell dann allerdings in parallelen Verhandlungen, näm-

lich die Verabschiedung eines Gesetzes, das das Haus Oranien 

in Zukunft von der Statthalterschaft Hollands ausschließen 

w ü r d e . Damit war die Gefahr der Hilfe der stärksten Flotten-

macht des Kontinents für die exilierten Stuarts fürs erste 

gebannt und eine wichtige Voraussetzung für das überleben und 

die äußere Sicherheit der englischen Republik e r f ü l l t . 

Dennoch hatte dieser erste englisch-holländische Seekrieg kei-

nes der grundsätzlichen Probleme gelöst, die zwischen beiden 

Staaten standen, also die wirtschaftliche Konkurrenzsituation 

oder auch die aus merkantilistischem Ideengut gespeiste For-

derung auf Außenhandelsregulierung zu Lasten Dritter. Damit 

war dann auch die Ausgangslage für den zweiten dieser Kriege 
27 

von 1665 bis 1667 gegeben , der unter sehr ähnlichen Prämis-

sen wie der vorangegangene geführt w u r d e . Zudem hatte die 

holländische Konkurrenz in den vergangenen Jahren, insbesondere 

während des englisch-spanischen Krieges von 1655 bis 1658, 

manche der Rückschläge wettmachen können, die sie während des 

ersten Krieges erlitten hatte, vor allem im lukrativen Spanien-

handel sowie im Handel mit den Ostseeanrainern und den übersee-

ischen Besitzungen vermochte sie sich erneut zum dominieren-

den Faktor aufzuschwingen. Dies bewirkte, daß ihr handelspoli-

tisches Übergewicht bei der Rückkehr der Stuarts auf den engli-

schen Thron als ähnlich drückend empfunden wurde wie in den 

l63oer und l64oer Jahren. 

Angesichts dieser Konstellation griff schon bald die Einschät-

zung um sich, Cromwell habe im Frieden von Westminster die 

Früchte der englischen Erfolge zur See leichtsinning verspielt, 

und es sei nun die Aufgabe der Gegenwart, durch einen neuen 

Krieg gegen die Generalstaaten diesen einen härteren Friedens-

vertrag aufzuzwingen. Befürworter einer derartigen Auseinander-
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setzung waren wiederum Vertreter der "neuen Kaufleute", die 

sich in ihren jeweiligen Handelsstützpunkten in Übersee hart 

von der niederländischen Konkurrenz bedrängt fühlten, Verfech-

ter merkantiIistischer Ideen, die in der Ausschaltung des hol-

ländischen Zwischenhandels die Voraussetzung zur Überwindung 

der bedrückenden wirtschaftlichen Depression erblickten - Tho-

mas Muns Traktat "England's Treasury by Fforraign Trade" wurde 

bezeichnenderweise 1664 veröffentlicht sowie nicht zuletzt 

Vertreter der Marine selbst, allen voran der Lord High Admiral, 

der Thronfolger Jakob, die sich durch den für einen solchen 

Krieg notwendigen Ausbau der Flotte ihre berufliche oder po-

litische Zukunft sichern w o l l t e n . Ihre Interessen verbanden 

sich mit denen einer kleinen, aber einflußreichen Gruppe am 

Hofe Karl II., die über gute Kontakte zum Parlament verfügte 

und die sich ebenfalls von einem Sieg über die Generalstaaten 

einen Aufstieg in die höchsten politischen Ämter erhoffte. Vor 
29 

allem Thomas Clifford wäre hier zu nennen , zu dieser Zeit in 

einer eher untergeordneten Position bei Hofe, der aber im Un-

terhaus die Stimmen der Befürworter eines Krieges gegen Holland 

zu organisieren begann und als Vorsitzender (April 1664) einer 

Kommission zur Belebung des Außenhandels dem Monarchen unver-

hohlen die Unterstützung des Parlaments für einen neuen Han-

delskrieg gegen die Generalstaaten zusagte. 

Schließlich gelang es diesen Gruppen, Karl II. für einen 

solchen Kurs zu gewinnen, obwohl dieser selbst wie auch sein 

Lordkanzler, Clarendon, den Erwartungen auf einen raschen Sieg 

eher skeptisch gegenüberstanden^
0
 und sich der Schwächen der 

englischen Position - militärisch, finanziell, diplomatisch -
11 

durchaus bewußt w a r e n . In der Tat verlief der Krieg dann 

auch völlig anders als erwartet. Der Verlust an Schiffen war 

hoch und konnte durch die Zahl der erbeuteten holländischen 

Schiffe kaum ausgeglichen werden, der Außenhandel kam fast 

zum Erliegen, und auch die finanziellen und materiellen Res-

sourcen des Landes wurden mehr und mehr erschöpft. Vor allem 

aber ließen entscheidende englische Siege zur See auf sich 

warten, im Gegenteil, im Juni 1667 gelang es der holländischen 

Flotte, den Medway hinaufzufahren und die bei Chatham liegende 
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englische Flotte nahezu zu zerstören. Damit war das Schicksal 

des Krieges besiegelt, eine Fortsetzung der Kampfhandlungen 

zumindest von*englischer Seite aus nicht mehr möglich. Im Frie-
P 

d e n
3
 von Breda 1667 mußte sie schließlich gewisse Modifika-

tionen in bezug auf die Navigationsakte zugunsten der Ge-

neralstaaten sowie eine Einschränkung der englischen Hoheits-

gewässer in Ärmelkanal und Nordsee konzedieren. Darüber hinaus 

einigten sich beide Teile , in Übersee den bei Kriegsende be-

stehenden Status quo festzuschreiben, so daß Pula Run (dessen 

Übergabe die Niederländer immer wieder hinausgezögert hatten) 

bei den Generalstaaten verblieb und die englische Seite den 

Erwerb New Yorks, New Jerseys und Delawares einstreichen konnte. 

Damit hatte sie die Kontrolle über die Ostküste des nordameri-

kanischen Kontinents erlangt und die Lücke zwischen ihre süd-

lichen und nördlichen Besitzungen dort schließen können - aus 

späterer Sicht zweifellos ein bedeutender Landerwerb, wenn 

dies auch von Zeitgenossen überwiegend anders eingeschätzt 

w u r d e . 

Das Ergebnis des zweiten englisch-holländischen Seekriegs be-

deutete eine herbe Enttäuschung für die Hoffnungen, die am 

Beginn dieser Auseinandersetzung gestanden hatten, und ließ 

die Einsicht aufkommen, daß die allzu simple Gleichsetzung 

eines Krieges gegen den holländischen Handelskonkurrenten mit 

entsprechenden ökonomischen Vorteilen für England selbst 

falsch w a r , daß militärische Gewalt nicht schnell und unmit-

telbar in wirtschaftliche Expansion umgesetzt werden konnte. 

Gerade auf selten der "merchant community" scheint der Fehl-

schlag dieses Krieges zu einem Umdenkungsprozeß geführt zu ha-

ben, der in Zukunft die Abwägung zwischen möglichem Nutzen 

und abträglichen Nebeneffekten mit mehr Bedacht vornehmen wür-

de. 

Der dritte dieser Kriege^ schließlich von 1672 bis 1674 wurde 

in der Tat innenpolitisch unter anderen Vorzeichen geplant und 

durchgeführt als die ersten beiden. Wirtschaftliche Interes-

sengruppen innerhalb oder außerhalb des Parlaments fielen hier-

bei kaum ins Gewicht, im Gegenteil, der englische Monarch hat-

te das Unterhaus am Vorabend des Krieges mit Absicht vertagt 
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in der Hoffnung, es nach dessen erfolgreichem Ausgang als 

machtpolitischen Faktor ganz ausschalten oder zumindest in 

den Hintergrund drängen zu können. Wichtigstes Ziel dieses 

Krieges war e s , auf der Woge des (vorausgesetzten) militä-

rischen Erfolgs die Position der Krone im finanziellen, ad-

ministrativen, militärischen und nicht zuletzt kirchenpoli-

tischen Bereich gegenüber dem Parlament zu stärken und da-

mit für England das zu imitieren, was im zeitgenössischen 

Frankreich Ludwigs X I V . bereits vorbildhaft begonnen h a t t e . 

Hierzu schloß Karl I I . sogar im Juni 167O einen Geheimver-
•ac 

trag mit Frankreich a b , in dem ein gemeinsamer Land- bzw. 

Seekrieg gegen die Generalstaaten verabredet w u r d e . 

Unterstützt und getragen wurde dieser innen- und außenpoli-

tische Kurs der Krone von einem Kreis von politischen Bera-

tern, der zum Teil bereits im zweiten englisch-holländischen 

Krieg die Ablösung Ciarendons betrieben hatte und der nun 

nach dessen Sturz 1667 Reformen im englischen Regierungs- und 

Verwaltungssystem durchzuführen versuchte, die die politische 

Stellung der Krone ohne Zweifel gestärkt h ä t t e n . Bereits 

Zeitgenossen war er unter dem Namen "the Cabal" bekannt , 

der sich aus den Anfangsbuchstaben ihrer Namen - Clifford, 

Arlington, Buckingham, Ashely und Lauderdale - zusammensetzte 

und auf die intrigenhafte und skruppellose Art ihres politi-

schen Aufstiege und ihrer politischen Tätigkeit hinweisen sollte. 

Dennoch verdeckt die Hervorkehrung dieses Wesenszugs die Neu-
-37 

artigkeit und "Modernität" ihrer Reformvorschläge
J
 , die vor 

allem auf die Schaffung einer effizienteren Steuerverwaltung 

und einer besseren Kontrolle des Finanzgebarens der Krone, 

auf die Straffung der Regierungsmaschinerie sowie auf neue Ini-

tiativen zur Verbesserung der außenwirtschaftlichen Situation 

des Inselreiches abzielten. 

Auch dieses Bündel politischer und administrativer Reformen 

stammte aus dem Umkreis merkantilistischen Ideenguts, wenn 
no 

sich a u c h
3
 wichtige Veränderungen gegenüber der innenpoli-

tischen Szene und der Motivation für die beiden ersten Kriege 

gegen die Generalstaaten ergaben. Hier war die Initiative zu-

nächst einmal von bestimmten Gruppen innerhalb der englischen 
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Kaufmannschaft ausgegangen, die ihre Wünsche auf Hilfe für 

die Exportwirtschaft und die Handelsschiffahrt sowie der Aus-

schaltung der ausländischen Konkurrenz dann durch Mobili-

sierung der Öffentlichkeit, durch das Parlament selbst oder 

auch durch Petitionen und Denkschriften an die Krone bzw. an 

die politische Führung zu artikulieren suchte. Wenn letztere 

auf diese Forderungen einging, so geschah dies weniger im 

Rahmen eines umfassenden politischen Konzepts, sondern eher 

im Sinne kurzfristiger fiskalischer Vorteile durch die Gewäh-

rung von Monopolen und Patenten oder auch der traditionellen 

Förderung der wirtschaftlichen Tätigkeiten der eigenen Unter-

tanen, die den Wohlstand des Landes (und die Ergiebigkeit der 

Steuerquellen) zu erhöhen versprachen. Insgesamt stand hierbei 

staatliches Handeln deutlich im Zeichen begrenzter wirtschaft-

licher Ziele bzw. direkter Vergünstigungen für bestimmte Teile 

der Kaufmannschaft, auch wenn hierbei in der Sicht des Staates 

deren "private gain" durchaus mit dem "public good" in Ein-

klang stand, ja, die Vorrangstellung öffentlicher Interessen 

die Handlungsmaxime der politischen Spitze ausmachte. 

Im Falle des dritten holländischen Krieges war die englische 

Politik dagegen von einer umfassenderen Zielsetzung bestimmt, 

nämlich der Intention, durch entsprechende Initiativen zur 

Förderung der außenwirtschaftlichen Situation (sowie beglei-

tender fiskalischer und administrativer Reformen) die macht-

politische Stellung der Krone nach innen und außen zu stärken. 

Merkantilistisches Ideengut stand hier weniger im Dienste 

von "profit", sondern deutlich im Dienste von "power"; es 

sollte der "Staatenbildung" bzw. der Durchsetzung modern-

staatlicher Autorität nach innen und des machtstaatlichen 

Gedankens nach außen dienen. Die Initiative hierzu kam von 

der Krone und ihren Ministern selbst, so wie es im zeitge-

nössischen Frankreich geschah und sich später (mit Modifika-

tionen) in anderen europäischen Staaten wiederholen sollte. 

Gerade die Vorgeschichte dieses dritten englisch-holländi-

schen Seekriegs und das Geheimabkommen mit Frankreich, in dem 

dieser Krieg verabredet worden w a r , machte diese Zielsetzung 

des englischen Hofes deutlich. 
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Dennoch ging das Kalkül des englischen Monarchen und seiner 

Ratgeber, durch einen siegreichen Krieg gegen die Niederlande 

die Position der Krone nach französischem Vorbild zu stärken, 

nicht a u f . Das Ausbleiben entsprechender Erfolge zur S e e , wäh-

rend die mit England verbündeten Franzosen zu Lande ihren Vor-

marsch ohne größere Rückschläge vorantreiben konnten, ließ ' 

Kritik an diesem Krieg selbst, am Bündnis mit Ludwig X I V . 

und an der Politik des Monarchen und seiner Minister/Berater 

aufkommen, wobei insbesondere die innenpolitischen Maßnahmen 

ins Zentrum der allgemeinen Erregung gerieten. Dies sollte sich 

dann verdichten in den Anschuldigungen verschiedener, von hol-
4o 

ländischer Seite aus verbreiteter Broschüren und Schriften , 

in denen Karl das Streben nach "popery und arbitrary rule" 

nachgesagt w u r d e , also die Absicht, die überkommenen Rechte 

des Parlaments anzutasten, die Position der anglikanischen 

Staatskirche zu schwächen und mit aktiver Hilfe und (finan-

zieller/militärischer) Unterstützung Ludwigs X I V . ein am fran-

zösischen Beispiel orientiertes absolutistisches Königtum zu 

errichten. Damit waren die wichtigsten innenpolitischen Streit-

punkte der Vergangenheit zu einem einheitlichen Interpreta-

tionsmuster verknüpft worden, das augenscheinlich so perfekt 

zu diesem Krieg gegen die Generalstaaten paßte und das von der 

Öffentlichkeit begierig aufgegriffen w u r d e . 
Als dann angesichts der eigenen Verluste zur See das Parla-

41 

ment , das rechtzeitig vor Kriegsbeginn vertagt worden w a r , 

wieder einberufen werden mußte, um weitere Gelder zum Bau und 

zur Bemannung neuer Schiffe zu bewilligen, kam die aufgestau-

te Kritik an der Krone voll zun Tragen. Hierbei machte das Un-

terhaus seine Zustimmung zu neuen Finanzmitteln für die Flotte 

von einer Änderung des innenpolitischen Kurses des Monarchen, 

insbesondere im kirchenpolitischen Bereich, abhängig, ein 

Junktim, dem dieser sich schließlich beugen m u ß t e . Damit war 

das Ziel dieses Krieges kläglich gescheitert, nach dieser in-

nenpolitischen Niederlage sagte sich Karl vom Bündnis mit 

Ludwig X I V . los und schloß im Februar 1674 einen separaten 

Frieden und ein Bündnis mit den Generalstaaten. Auch die Ent-

lassung des Cabal-Ministeriums machte diesen innen- und außen-
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politischen Kurswechsel deutlich. Von nun an waren nicht mehr 

die Generalstaaten, sondern die neue Hegemonialmacht Frank-
42 

reich der eigentliche machtpolitische und kommerzielle 

Herausforderer und Kontrahent des Inselstaates, im Gegenteil, 

ein proholländischer Kurs korrespondierte in den Augen von 

Öffentlichkeit und Abgeordnetenschaft mit der Absicht zur Wah-

rung der überkommenen Rechte von Parlament und Krone und der 

Stellung der Staatskirche, während eine profranzösische Aus-

richtung mit Zielpunkt einer "absolutistischen" Machtstei-

gerung des Monarchen und eine: Rekatholisierungskampagne 

gleichgesetzt w u r d e . In den bewegten innenpolitischen Ausein-

andersetzungen bis zur Glorious Revolution 1688 sollte diese 

Einschätzung immer wieder durchscheinen und den Beteiligten 

ein vollkommenes Interpretationsmuster zur Beurteilung der 

jeweiligen Situation bieten. Hierzu trug natürlich auch bei, 

daß mit dem massiven Ausbau der französischen Flotte und Col-

berts ehrgeiziger Wirtschaftspolitik nun die Niederlande als 

vorrangiger wirtschaftlicher Rivale für den Inselstaat deut-

lich zurücktraten und Frankreich der wichtigste kommerzielle 

wie machtpolitische Gegenspieler des Inselreiches w u r d e . 

Bei der Frage, welcher Stellenwert den drei englisch-

holländischen Seekriegen für die Entwicklung des Old Colonial 

Empire zugeschrieben werden m u ß , sind zunächst einmal die Er-

folge in der Zurückdrängung der niederländischen Konkurrenz 

zu n.ennen. Trotz mancher militärischer Vorteile zehrten diese 

Kriege stärker an der Substanz der Generalstaaten als an der 

Englands, zumal diese durch den parallelen französischen Vor-

marsch zu Lande im letzten Krieg an den Rand einer militäri-

schen und politischen Katastrophe gebracht w u r d e n . Gerade der 

hohe Anteil des Außenhandels am Wirtschaftsleben der hollän-

dischen Republik bewirkte, daß diese durch eine Unterbindung 

der normalen Handelskontakte sowie durch eine feindliche 

Blockade oder doch zumindest die Störung der üblichen Seerouten 

durch den Ärmelkanal oder die Nordsee eher getroffen werden 

konnten als der Inselstaat. Ungeachtet dessen militärischer 

Niederlagen im zweiten und dritten Krieg müssen diese Kriege 

insgesamt als der entscheidende Wendepunkt im Verhältnis zwi-
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sehen beiden Staaten angesehen werden. Angesichts der Sub-

stanzverluste der Generalstaaten durch diese Auseinanderset-

zungen konnte England seinen gegenwärtig stärksten Handels-

rivalen überflügeln und damit eine wichtige Etappe auf seinem 

Weg zur Etablierung als europäische und überseeische Handels-

macht durchmessen. 

Zum anderen bedeuteten diese Kriege weitere Positionsgewinne 

für die "new merchants", die sich auf den Handelsaustausch 

mit den englischen Kolonien bzw. Handelsstützpunkten in Über-

see konzentrierten. Wenn auch die Beantwortung der Frage, in 

welchem Maße die Zurückdrängung der "traditionellen" Handels-

kreise durch die Kriege gegen die Generalstaaten beschleunigt 

worden ist, einer Spezialuntersuchung vorbehalten bleiben 

müßte, so ist doch nicht zu verkennen, daß diese Auseinander-

setzungen die Bedeutung dieser "neuen" Gruppen gesteigert 

haben. Gerade die Zurückdrängung der holländischen Konkurrenz 

in Übersee sowie die territorialen Gewinne an der nordameri-

kanischen Küste und in der Karibik öffnete diesen Gruppen neue 

Tätigkeitsfelder und neue Aktionsmöglichkeiten in sich als 

zukunftsreich erweisenden Bereichen. Diese Verbreiterung der 

außenwirtschaftlichen Basis des Landes und die damit korres-

pondierende Diversifizierung des Warenangebots waren wichtige 

Voraussetzungen für den Aufstieg Englands zur führenden Han-

dels- und Kolonialmacht im 18. Jahrhundert. 

Darüber hinaus stärkten diese Kriege aber auch die engli-

sche Flottenmacht und schufen damit die Grundlage für deren 

spätere weltumspannende Präsenz. Hatte noch in der ersten Hälf-

te des 17. Jahrhunderts die eigene Machtlosigkeit verhindert, 

holländische Übergriffe auf englische Handelsniederlassungen 

zu bestrafen und generell die holländische Konkurrenz in die 

Schranken zu weisen, so gab der Ausbau der Flotte in den 

l64oer Jahren dann Rumpfparlament und Staatsrat ein Mittel in 

die Hand, dem Handelsrivalen entgegenzutreten und ihn zur An-

erkennung der eigenen Ansprüche zu zwingen. Mit den in diesem 

Krieg erzielten Erfolgen war der Grundstein gelegt für die 

doppelte Funktion der Flotte als außenpolitisches/militäri-

sches Instrument und als Voraussetzung außenwirtschaftlicher 
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Expansion. Wenn sich auch in den beiden folgenden Kriegen das 

Kalkül der Umsetzung militärischer Stärke in außen- und han-

delspolitische Terraingewinne schließlich nicht erfüllte, 

konnte dies doch die Einschätzung nicht tangieren, daß eine 

starke Flotte die Grundlage englischer Seegeltung und kom-

merzieller Expansion bildete und deshalb im eigenen Interesse 

auch in Zukunft beibehalten und ausgebaut werden müsse. 

Schließlich markierten die hier behandelten Kriege den Durch-

bruch merkantilistischen Ideenguts für die Konzipierung und 

Ausführung englischer Außenhandelspolitik. Die Navigations-

akte war ein bleibendes Ergebnis dieser Kriege, in allen 

Friedensverträgen konnte die englische Seite deren Anerken-

nung (wenn auch mit Modifikationen) seitens der General-

staaten erreichen. Die hier zur Ausschaltung des holländi-

schen Zwischenhandels und der Position der Niederlande als 

Stapelstelle und Umschlagplatz für europäische und überseei-

sche Güter geschaffenen Vorkehrungen - auch wenn ihre strikte 

Abwendung zu wünschen übrig ließ - erwiesen sich als zukunfts-

trächtige Mechanismen für die eigene wirtschaftliche Expan-

sion; mit ihnen war die Grundlage bzw. das einigende Band 

des älteren Empire gelegt, das fortan die Kolonien an das 

Mutterland binden und letzteres zur Drehscheibe des interim-

perialen Handels wie des Warenverkehrs mit Drittländern ma-

chen w ü r d e . Konzipiert als Schutzmaßnahme gegenüber der über-

mächtigen holländischen Konkurrenz, gewann sie schon bald eine 

darüber hinausweisende, eigenständige Bedeutung für England 

als Kolonial- und Handelsmacht. Erst mit dem Sieg des Frei-

handelsprinzips wurde dieses Systems der Navigationsgesetze 

dann zugunsten neuer außenwirtschaftlicher Leitlinien besei-

t i g t . 
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